
Verordnung 
zur Novellierung der Monatsausweisverordnungen nach  dem Kreditwesengesetz 

sowie zur Anpassung der ZAG-Monatsausweisverordnung  
und der Länderrisikoverordnung 1) 

Vom 6. Dezember 2013 

- Nichtamtlicher Text - 

 

Auf Grund des § 25 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Kreditwesengesetzes, der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer 47 Buchstabe c des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3395) geändert worden 
ist, und des § 29a Absatz 3 Satz 1 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, der durch Artikel 1 
Nummer 39 Buchstabe c des Gesetzes vom 1. März 2011 (BGBl. I S. 288) geändert worden ist, 
verordnet das Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank: 

 

Artikel 1 

Verordnung 
zur Einreichung von 

Finanzinformationen nach dem Kreditwesengesetz 
(Finanzinformationenverordnung – FinaV) 

 

I n ha l t s ü b e r s i c h t 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Art und Umfang der Finanzinformationen und der ergänzenden Informationen 
§ 3  Termin und Verfahren zur Einreichung 
§ 4  Finanzinformationen von Kreditinstituten 
§ 5  Finanzinformationen von Finanzdienstleistungsinstituten 

und Wertpapierhandelsbanken 
§ 6  Finanzinformationen auf zusammengefasster Basis 
§ 7  Ergänzende Informationen für Drittstaateneinlagenvermittlung und Sortengeschäft 
§ 8  Übergangsregelungen 
 
Anlage 1  GVKI 
Anlage 2 GVKIP 
Anlage 3  SAKI 
Anlage 4  GVFDI 
Anlage 5  STFDI 
Anlage 6 QGV 
Anlage 7 QGVP 
Anlage 8  QV 1 
Anlage 9  QV 2 
Anlage 10  QA 1/QA 2 
Anlage 11  QB 1/QB 2 
Anlage 12  QSA 1 
Anlage 13  QSA 2 

                                                
1) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichti-
gung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338) sowie 
der Anpassung des Aufsichtsrechts an die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa-
pierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 



§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für alle Institute im Sinne des § 1 Absatz 1b des Kreditwesen-
gesetzes sowie für übergeordnete Unternehmen im Sinne des § 10a Absatz 1 Satz 2, 4 
bis 8 und Absatz 2, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 3, des Kreditwesengesetzes. 

§ 2 

Art und Umfang 
der Finanzinformationen und 

der ergänzenden Informationen 

(1) Die Finanzinformationen im Sinne des § 25 Absatz 1 und 2 des Kreditwesenge-
setzes bestehen aus: 

1. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung, die den Zeitraum seit dem Ende des letz-
ten Geschäftsjahres umfassen,  

2. Planangaben für die Gewinn- und Verlustrechnung, 

3. Angaben zum Vermögensstatus, bezogen auf das Ende des jeweiligen Berichtszeit-
raums, und 

4. sonstigen Angaben. 

Nähere Bestimmungen zu Art und Umfang der jeweils einzureichenden Finanzinformatio-
nen ergeben sich aus den §§ 4 bis 6. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Bundesanstalt) kann auf Antrag eines Instituts oder eines übergeordneten Unternehmens 
inhaltliche Abweichungen von den einzureichenden Formularen zulassen, wenn dies auf 
Grund der besonderen Geschäftsstruktur angemessen ist. 

(2) Finanzdienstleistungsinstitute, die die Drittstaateneinlagenvermittlung im Sinne 
des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 5 des Kreditwesengesetzes oder das Sortengeschäft 
im Sinne des § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 7 des Kreditwesengesetzes erbringen, haben 
darüber hinaus ergänzende Informationen nach § 7 einzureichen. 

§ 3 

Termin und Verfahren zur Einreichung 

(1) Der Berichtszeitraum für die Finanzinformationen und die ergänzenden Informa-
tionen umfasst ein Quartal. Abweichend davon umfasst der Berichtszeitraum im Falle des 
§ 4 Absatz 2 Satz 1 einen Kalendermonat. Meldestichtag ist jeweils der letzte Kalendertag 
des Berichtszeitraums. 

(2) Die Finanzinformationen und die ergänzenden Informationen sind bis zum 20. 
Geschäftstag des auf den Berichtszeitraum folgenden Kalendermonats einzureichen. 

(3) Die Finanzinformationen sind der Deutschen Bundesbank elektronisch zu über-
mitteln. Die Bundesbank veröffentlicht auf ihrer Internetseite die zu verwendenden Daten-
formate und den Übertragungsweg. 

(4) Die ergänzenden Informationen sind der zuständigen Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbank formlos einzureichen. 

§ 4 

Finanzinformationen von Kreditinstituten 

(1) Kreditinstitute mit Ausnahme von Wertpapierhandelsbanken im Sinne des § 1 
Absatz 3d Satz 5 des Kreditwesengesetzes haben die folgenden Finanzinformationen 



einzureichen und hierfür die folgenden Formulare aus den Anlagen der Verordnung zu 
verwenden: 

1. Gewinn- und Verlustrechnung - GVKI (Anlage 1), 

2. Planangaben für die Gewinn- und Verlustrechnung - GVKIP (Anlage 2),  

3. Sonstige Angaben - SAKI (Anlage 3) und 

4. Vermögensstatus nach Maßgabe von Absatz 2. 

(2) Die Angaben zum Vermögensstatus nach Absatz 1 Nummer 4 gelten für Kredit-
institute, die auf Grund einer Anordnung nach § 18 des Gesetzes über die Deutsche Bun-
desbank oder nach Artikel 5 des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems 
der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank vom 7. Februar 1992 (ABl. C 191 
vom 29.7.1992, S. 68) in der jeweils geltenden Fassung Daten zur Monatlichen Bilanzsta-
tistik melden, mit diesen Meldungen als eingereicht. Alle anderen Kreditinstitute haben die 
Angaben zum Vermögensstatus unter Verwendung des in § 5 Absatz 1 Nummer 2 ge-
nannten Formulars einzureichen. 

(3) Kreditinstitute, die nur das Garantiegeschäft im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 8 des Kreditwesengesetzes betreiben, sind von der Pflicht, Finanzinformationen 
nach Absatz 1 einzureichen, befreit. 

(4) Kreditinstitute im Sinne des § 53b des Kreditwesengesetzes sind von der Pflicht, 
Finanzinformationen nach Absatz 1 Nummer 1, 2 und 3 einzureichen, befreit. 

(5) Kreditinstitute im Sinne des § 53 des Kreditwesengesetzes und Kreditinstitute im 
Sinne des § 53c Nummer 2 des Kreditwesengesetzes sind von der Pflicht, Finanzinforma-
tionen nach Absatz 1 Nummer 2 einzureichen, befreit. 

(6) Kreditinstitute, die Teil einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder ei-
ner gemischten Finanzholding-Gruppe sind, sind von der Pflicht, Finanzinformationen 
nach Absatz 1 Nummer 2 einzureichen, befreit, wenn diese Finanzinformationen durch 
das übergeordnete Unternehmen der Gruppe nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 eingereicht 
werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das übergeordnete Unternehmen der Gruppe 
Finanzinformationen nach § 6 Absatz 3 einreicht und die Bundesanstalt Finanzinformatio-
nen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 für die jeweilige Gruppe entweder auf Grund anderer 
aufsichtlicher Meldeanforderungen oder auf sonstige Weise in gleichwertiger Form erhält. 
Die Entscheidung über die Gleichwertigkeit trifft die Bundesanstalt. 

§ 5 

Finanzinformationen von 
Finanzdienstleistungsinstituten 
und Wertpapierhandelsbanken 

(1) Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsbanken haben die folgen-
den Finanzinformationen einzureichen und hierfür die folgenden Formulare aus den Anla-
gen der Verordnung zu verwenden: 

1. Gewinn- und Verlustrechnung - GVFDI (Anlage 4) und 

2. Vermögensstatus - STFDI (Anlage 5). 

(2) Finanzdienstleistungsinstitute, die entweder über die Drittstaateneinlagenvermitt-
lung oder über das Sortengeschäft hinaus keine weiteren nach dem Kreditwesengesetz 
erlaubnispflichtigen Geschäfte betreiben, sind von der Pflicht, Finanzinformationen nach 
Absatz 1 einzureichen, befreit.  



§ 6 

Finanzinformationen 
auf zusammengefasster Basis 

(1) Übergeordnete Unternehmen haben die folgenden Finanzinformationen auf zu-
sammengefasster Basis einzureichen und hierfür die folgenden Formulare aus den Anla-
gen der Verordnung zu verwenden: 

1. Gewinn- und Verlustrechnung - QGV (Anlage 6), 

2. Planangaben für die Gewinn- und Verlustrechnung - QGVP (Anlage 7), 

3. Vermögensstatus - Angaben zu den Aktiva - QV 1 (Anlage 8), 

4. Vermögensstatus - Angaben zu den Passiva - QV 2 (Anlage 9), 

5. Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Banken (MFIs) - QA 1/QA 2 (Anlage 
10), 

6. Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Nichtbanken (Nicht-MFIs) - QB 1/QB 2 
(Anlage 11) und 

7. Sonstige Angaben - QSA 1 (Anlage 12). 

(2) Übergeordnete Unternehmen, deren Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder 
gemischte Finanzholding-Gruppe kein CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 
1 des Kreditwesengesetzes angehört, sind von der Pflicht, Finanzinformationen nach Ab-
satz 1 Nummer 2, 5, 6 und 7 einzureichen, befreit. 

(3) Übergeordnete Unternehmen, die Finanzinformationen nach der auf der Grund-
lage des Artikels 99 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa-
pierfirmen (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1) erlassenen Durchführungsverordnung einzu-
reichen haben, haben abweichend von Absatz 1 Nummer 1 bis 7 nur das Formular Sons-
tige Angaben - QSA 2 (Anlage 13) einzureichen. 

§ 7 

Ergänzende Informationen für 
Drittstaateneinlagenvermittlung und Sortengeschäft 

(1) Finanzdienstleistungsinstitute, die die Drittstaateneinlagenvermittlung erbringen, 
haben ergänzend zu den Finanzinformationen nach Staaten geordnet folgende Informati-
onen einzureichen: 

1. Firma und Sitz der Unternehmen, denen sie im Berichtszeitraum Einlagen vermittelt 
haben und die ihren Sitz in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums 
haben, sowie 

2. die jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden. 

(2) Finanzdienstleistungsinstitute, die das Sortengeschäft erbringen, haben ergän-
zend zu den Finanzinformationen folgende Informationen einzureichen: 

1. Firma und Sitz der Unternehmen, die sie innerhalb des Berichtszeitraums im Rahmen 
der Durchführung des Sortengeschäfts eingeschaltet haben, und 

2. Stückzahl und Betrag der Umsätze mit Kunden, aufgegliedert nach 

a) den einzelnen Währungen und 

b) innerhalb der Währungen nach Ankauf und Verkauf, jeweils aufgegliedert nach 
folgenden Größenordnungen: 

aa) bis 2 500 Euro, 

bb) über 2 500 bis 15 000 Euro, 



cc) über 15 000 Euro. 

Sorten im Sinne des Satzes 1 sind ausländische Banknoten und Münzen, die gesetzliche 
Zahlungsmittel sind, sowie Reiseschecks in ausländischer Währung. 

§ 8 

Übergangsregelungen 

(1) § 6 ist erst ab dem 1. Juli 2014 anzuwenden. 

(2) Kreditinstitute, die beabsichtigen, eine Befreiung nach § 4 Absatz 6 Satz 1 oder 2 
in Anspruch zu nehmen, brauchen bis zum 30. Juni 2014 keine Finanzinformationen nach 
§ 4 Absatz 1 Nummer 2 einzureichen. Diese Kreditinstitute haben der jeweils zuständigen 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank diese Absicht bis zum 31. März 2014 form-
los anzuzeigen. 

Artikel 2 

Änderung der Länderrisikoverordnung 

Die Länderrisikoverordnung vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2497), die zuletzt 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 5. Oktober 2010 (BGBl. I S. 1330) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Übergeordnete Kreditinstitute einer Insti-
tutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a Abs. 1 bis 5 des Kre-
ditwesengesetzes haben, sofern das nach § 10a Abs. 6, 7 oder 11 des Kreditwe-
sengesetzes zusammengefasste Volumen“ durch die Wörter „Übergeordnete Un-
ternehmen einer Institutsgruppe, einer Finanzholding-Gruppe oder einer ge-
mischten Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a Absatz 1 bis 3 des Kredit-
wesengesetzes haben, sofern das nach § 10a Absatz 4 und 5 des Kreditwesen-
gesetzes zusammengefasste Volumen“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „der §§ 2 und 12 bis 14“ durch die Wörter 
„des § 9 Absatz 1 bis 3“ ersetzt und die Wörter „; § 20 des Kreditwesengesetzes 
sowie die §§ 9 bis 11 der Großkredit- und Millionenkreditverordnung sind nicht 
anzuwenden“ gestrichen. 

2. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „, beginnend am 31. März 2009,“ gestri-
chen. 

3. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) Unterhalb des Feldes zur Eintragung der Firma des meldenden Kreditinstituts 
werden die Wörter „§ 10a Abs. 1 bis 5“ durch die Wörter „§ 10a Abs. 1 bis 3“ er-
setzt. 

b) In Spalte 10 wird die Angabe „§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KWG“ durch die Wörter 
„Art. 400 Abs. 1 Buchstabe g und h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013“ ersetzt. 

c) In Fußnote 2 werden die Wörter „§ 10a Absatz 1 bis 5“ durch die Angabe „§ 10a 
Absatz 1 bis 3“ ersetzt. 

d) Fußnote 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erster Halbsatz wird wie folgt gefasst:  

„Alle auf der Basis des § 9 Absatz 1 bis 3 GroMiKV ermittelten Kredite ge-
mäß § 19 Absatz 1 KWG ohne Kompensation mit Verbindlichkeiten gegen-
über dem betreffenden Land;" 



bb) In Satz 9 wird die Angabe „§ 2 Absatz 2 bis 7“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 
2 und 3“ ersetzt. 

cc) Satz 10 wird aufgehoben. 

4. In Fußnote 8 werden die Wörter „§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 KWG“ durch die Wörter 
„Artikel 400 Absatz 1 Buchstabe g und h der Verordnung (EU) Nr. 575/2013“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung der ZAG-Monatsausweisverordnung 

In § 5 Absatz 1 Satz 2 der ZAG-Monatsausweisverordnung vom 15. Oktober 2009 
(BGBl. I S. 3591) wird das Wort „Monatsausweise“ durch das Wort „Finanzinformationen“ 
und das Wort „Monatsausweisverordnung“ durch das Wort „Finanzinformationenverord-
nung“ ersetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten die Monats-
ausweisverordnung vom 31. Mai 1999 (BGBl. I S. 1080, 1330), die zuletzt durch Artikel 27 
Absatz 13 des Gesetzes vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 1981) geändert worden ist, und die 
Skontroführer-Monatsausweisverordnung vom 31. Mai 1999 (BGBl. I S. 1086) außer 
Kraft. 

(2) Die Zusammengefasste-Monatsausweise-Verordnung vom 29. Dezember 1997 
(BGBl. I S. 3405), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. März 1999 (BGBl. I 
S. 362) geändert worden ist, tritt am 1. Juli 2014 außer Kraft. 


